
INNERBETRIEBLICHE AUSSCHREIBUNG VON
ARBEITSPLÄTZEN - EINSATZ VON LEIHARBEITNEHMERN

Eine interne Stellenausschreibung nach § 93 BetrVG ist - auch bei beabsichtigter Besetzung

der freien Stelle mit einem Leiharbeitnehmer - dann entbehrlich, wenn feststeht, dass mit

Bewerbungen von im Betrieb Beschäftigten nicht gerechnet wird.

Die Ausschreibungspflicht besteht auch für Arbeitsplätze, die mit Leiharbeitnehmern besetzt

werden sollen.

Nach der Senatsrechtsprechung besteht die Verpflichtung zur innerbetrieblichen

Stellenausschreibung von Arbeitsplätzen auch dann, wenn der Arbeitgeber die in Betracht

kommenden Arbeitsplätze mit Leiharbeitnehmern besetzen möchte. Zur Begründung hat der

Senat auf den Wortlaut von § 93 BetrVG verwiesen, nach dem der Betriebsrat die

innerbetriebliche Ausschreibung von sämtlichen Arbeitsplätzen verlangen kann, die der

Arbeitgeber zu besetzen beabsichtigt. Für eine solche Sichtweise sprechen zudem der

systematische Zusammenhang zwischen § 93 BetrVG und § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG sowie der

Normzweck der Vorschrift.

Das Beteiligungsrecht des Betriebsrats bei der Einstellung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG knüpft

wie der in § 93 BetrVG verwandte Begriff an die Besetzung eines „Arbeitsplatzes“ an. Nach § 99

Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 BetrVG hat der Arbeitgeber die Zustimmung des Betriebsrats zu einer

Einstellung einzuholen und dabei ua. über den in Aussicht genommenen Arbeitsplatz zu

unterrichten. Der Betriebsrat kann die Zustimmung zu der Einstellung verweigern, wenn die nach

§ 93 BetrVG erforderliche Ausschreibung des Arbeitsplatzes im Betrieb unterblieben ist (§ 99

Abs. 2 Nr. 5 BetrVG). Eine Einstellung iSv. § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG liegt vor, wenn Personen in den

Betrieb des Arbeitgebers eingegliedert werden, um zusammen mit den dort beschäftigten

Arbeitnehmern dessen arbeitstechnischen Zweck durch weisungsgebundene Tätigkeit zu

verwirklichen. Das Rechtsverhältnis, in dem diese Personen zum Betriebsinhaber stehen, ist dabei

ohne Bedeutung. Zu den nach § 99 Abs. 1 Satz 1 BetrVG zustimmungspflichtigen Einstellungen

gehört daher auch der Einsatz von Leiharbeitnehmern im Entleiherbetrieb. Das stellt § 14 Abs. 3

Satz 1 AÜG klar (BAG 1. Februar 2011 - 1 ABR 79/09 - Rn. 17, BAGE 137, 106).

Die Vorschrift des § 93 BetrVG soll es dem Betriebsrat im Interesse der von ihm vertretenen

Belegschaft ermöglichen, durch die Bekanntmachung der freien Beschäftigungsmöglichkeiten den

innerbetrieblichen Arbeitsmarkt zu aktivieren. Die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer sollen



die Gelegenheit erhalten, sich auf die zu besetzenden Arbeitsplätze zu bewerben. Daneben soll

das Stellenbesetzungsverfahren für die verfügbaren Arbeitsplätze durch die innerbetriebliche

Stellenausschreibung transparent ausgestaltet werden (BAG 1. Februar 2011 - 1 ABR 79/09 - Rn. 19,

BAGE 137, 106).

Nach der Senatsrechtsprechung besteht die Ausschreibungspflicht auch dann, wenn der

Arbeitgeber den Arbeitsplatz mit einem Leiharbeitnehmer besetzen will. Allein hierdurch wird der

Arbeitsplatz dem innerbetrieblichen Stellenmarkt nicht entzogen.

Hiervon kann der Arbeitgeber nur abweichen, wenn feststeht, dass mit Bewerbungen von im

Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern offenkundig nicht zu rechnen ist.
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